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der durchschnittshaushalt in 
deutschland lebt 11,8 Jahre in der-
selben wohnung. im vergangenen 
Jahr zahlte er für diese  im mittel 7,90 
euro kalt  je Quadratmeter, warm 
10,46 euro. das geht aus einer 
umfrage unter 2200 mietern im auf-
trag des gesamtverbands der woh-
nungswirtschaft (gdw) hervor, die 
am mittwoch veröffentlicht wurde. 
37 prozent der mieter würden dem-
nach gerne in eine andere wohnung 
umziehen. von den familien möchte 
jede zweite umziehen.  hauptkritik-
punkte an der bisherigen wohnung 

sind größe und schnitt. mehr als ein 
viertel der befragten gab an, einsam 
zu sein.  in puncto nachhaltigkeit 
konstatiert der verband „eine große 
lücke“.  das bewusstsein der mieter 
für klimaschutz wachse zwar.  „das, 
was dafür investiert werden muss, ist 
aber deutlich teurer als die heizkos-
tenersparnis“, sagte verbandspräsi-
dent axel gedaschko. er forderte 
mehr staatliche fördermittel für 
sanierungen. auch müssten mieter 
besser als bislang von günstig mit  
solaranlagen erzeugtem strom in 
einem Quartier profitieren. loe.

Jede zweite Familie will umziehen

bauen ist nicht billig – vor allem nicht in Berlin. foto bloomberg

D ie oecd erwartet durch die glo-
bale mindeststeuer ein zusätzli-
ches steueraufkommen in höhe 

von durchschnittlich 220 milliarden dol-
lar pro Jahr, wenn diese weltweit umge-
setzt wird. die einführung eines min-
deststeuerniveaus von 15 prozent  wurde 
im Jahr 2021 von 137 staaten beschlos-
sen, um als aggressiv empfundene 
steuerplanung multinationaler konzerne 
einzudämmen. die kürzlich veröffent-
lichte aufkommenschätzung fällt deut-
lich höher als vorherige prognosen der 
oecd aus und ist zu optimistisch. sie 
darf auch nicht dahin gehend interpre-
tiert werden, dass deutschland von einer 
mindeststeuer profitieren wird. vielmehr 
weist die schätzung einige methodische 
schwächen auf. zudem sind die administ-
rativen kosten der deklaration und 
erhebung der mindeststeuer zu beachten.

als datengrundlage verwendet die 
oecd sogenannte länderbezogene 
berichte (country-by-country reports), 
die informationen über die weltweiten 
konzernaktivitäten enthalten. grundsätz-
lich sind diese daten eine geeignete Quel-
le, allerdings nicht ohne schwächen. zum 
einen werden dividenden in den daten 
doppelt gezählt, einmal als gewinn von 
tochtergesellschaften und einmal als 
steuerfreie schachteldividenden bei der 
konzernspitze. dies hat zur folge, dass 
die sich daraus ergebenden effektiven 
steuersätze zu niedrig ausgewiesen und 
die der globalen mindeststeuer unterlie-
genden gewinne überschätzt werden. 
zum anderen stammen die der schätzung 

zugrunde liegenden daten aus dem Jahr 
2018. seitdem erfolgte maßnahmen zur 
bekämpfung von steuervermeidung, ins-
besondere die eu-weite anti-steuerver-
meidungsrichtlinie (atad), wurden 
daher noch nicht berücksichtigt. es ist 
davon auszugehen, dass die gewinnverla-
gerung multinationa-
ler konzerne in nied-
rigsteuerländer durch 
diese maßnahmen 
schon  abgenommen 
hat. im ergebnis 
dürfte die oecd 
daher die gewinne 
deutlich überschät-
zen, welche im rahmen der globalen min-
deststeuer einer ergänzungssteuer unter-
worfen werden können. 

die derzeit verlässlichste schätzung 
des aufkommens für deutschland 
stammt vom ifo-institut. sie basiert  auf 
einer vergleichbaren datengrundlage. 
zwar werden auch hier nicht die jüngsten 
steuerrechtlichen entwicklungen, dafür 
aber potentielle verhaltensanpassungen 
von niedrigsteuerländern berücksichtigt. 
wenn diese länder ihre steuersätze 
erhöhen oder die ergänzungssteuer 
selbst einbehalten – was durchaus realis-
tisch ist –, würde deutschland kaum von 
der mindeststeuer profitieren. das ifo-
institut geht in diesem fall von einem 
jährlichen mehraufkommen von etwa 2 
milliarden euro aus. 

diesem sehr überschaubaren ertrag ste-
hen beachtliche administrative kosten der 
deklaration und erhebung gegenüber. 

aufseiten der unternehmen erfordert die 
mindeststeuer zahlreiche berechnungen 
und dokumentationen, die zu erhöhten 
compliance-kosten führen. auch für die 
finanzverwaltung ergeben sich durch die 
ermittlung, festsetzung und erhebung der 
ergänzungssteuer erhöhte verwaltungs-

kosten. in einer aktu-
ellen studie des zew 
und der universität 
mannheim werden 
erstmals die durch 
eine mindeststeuer in 
deutschland verur-
sachten kosten 
geschätzt. demnach 

belaufen sich die zusätzlichen deklara-
tionskosten der betroffenen deutschen 
konzerne auf jährlich rund 100 millionen 
euro laufende kosten sowie einmalkosten 
von rund 320 millionen euro. in vergleich-
barer art entstehen auch in  der finanzver-
waltung hohe administrative kosten. 

auch die folgen für die wettbewerbs-
fähigkeit der eu sind zu beachten. im 
vergangenen Jahr einigten sich die eu-
mitgliedstaaten auf die umsetzung der 
globalen mindeststeuer bis ende 2023. 
sollten sich staaten außerhalb der eu 
dazu entscheiden, keine mindeststeuer 
einzuführen, würde die standortattrakti-
vität der eu deutlich sinken. zudem wür-
de ein alleingang der eu zu einem inter-
nationalen flickenteppich aus verschie-
densten steuerregelungen führen, was 
nicht gewollt sein kann.

das fazit zur mindeststeuer ist bei 
realistischen erwartungen somit deut-

lich nüchterner als dies die jüngsten 
oecd-rechnungen suggerieren. selbst 
wenn die mindeststeuer weltweit einge-
führt wird, fallen die mehreinnahmen 
für deutschland äußerst moderat aus, 
vor allem wenn niedrigsteuerländer mit 
steuererhöhungen reagieren. vergleicht 
man das geschätzte mehraufkommen 
mit dem gesamten unternehmensteuer-
aufkommen in deutschland, entspre-
chen 2 milliarden euro lediglich 2,3 pro-
zent der körperschaftsteuer- und gewer-
besteuereinnahmen. im verhältnis zu 
aktuellen politischen initiativen zeigt 
sich, dass ein zusätzliches steueraufkom-
men von 2 milliarden euro lediglich 24 
tage des bundesweiten 9-euro-tickets 
finanziert hätte. gleichzeitig entstehen 
für unternehmen und finanzverwaltung 
aber hohe kosten. berücksichtigt man 
zudem die jüngsten maßnahmen zur 
eindämmung von steuervermeidung, 
stellt sich die frage, ob durch die globale 
mindeststeuer überhaupt ein tag des 
9-euro-tickets finanziert werden könn-
te. dessen sollte sich die bundesregie-
rung bei der umsetzung der mindest-
steuer bewusst sein. 
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Die OECD rechnet das Mindeststeueraufkommen schön
Von Christoph Spengel und Sophia Wickel

die  derzeit verlässlichste 
schätzung des deutschen 

aufkommens  stammt 
vom ifo-institut.

ppl. london. mit dem größten 
streiktag seit mehr als einem Jahr-
zehnt, an dem sich erstmals auch etwa 
150 000 lehrer beteiligten, haben sie-
ben gewerkschaften in großbritan-
nien ihre forderungen nach lohnerhö-
hungen oberhalb der inflationsrate 
unterstrichen. neben den lehrkräften 
legten am mittwoch auch mitarbeiter 
des öffentlichen dienstes sowie wieder 
tausende eisenbahner, busfahrer und 
auch universitätsmitarbeiter die arbeit 
nieder.  nach angaben des gewerk-
schaftsverbands tuc beteiligten sich 
insgesamt mehr als 500 000 arbeitneh-
mer an dem streik. tuc-generalsekre-
tär paul nowak kritisierte, der öffentli-
che dienst stecke  wegen jahrelanger zu 
geringer investitionen und personal-
mangels in einer krise.

etwa 85 prozent der 23 000 schulen 
in england und wales seien von dem 
lehrerstreik betroffen, schätzte die 
national education union (neu). in 
tausenden klassen fiel der unterricht 
aus. viele eltern mussten  urlaub neh-
men, um kleine kinder zuhause zu 
betreuen. neu hat weitere streiktage 
im februar und märz angekündigt. die 
gewerkschaft argumentiert, dass zu 
geringe löhne die rekrutierung von 
lehrkräften erschwerten. 

neu-chef kevin courtney sagte: 
„die schulen sagen, man findet keine 
mathelehrer, keine chemielehrer, kei-
ne computerlehrer.“ das liege daran, 
dass sie „eher Jobs in supermärkten 
übernehmen, wo sie besser bezahlt 
werden“. nach angaben des bildungs-
ministeriums verdient eine durch-

schnittliche lehrkraft in england im 
vergangenen Jahr 38 982 pfund (etwa 
44 500 euro). die lehrer haben min-
destens 5 prozent lohnplus verspro-
chen bekommen.

die gewerkschaft fordert eine erhö-
hung oberhalb der inflationsrate von 
zuletzt 10,5 prozent. bildungsministe-
rin gillian keegan wies die forderun-
gen zurück und betonte, dass die schu-
len im herbstbudget zusätzliche 2 mil-
liarden pfund erhalten hätten. ein 
lohnplus oberhalb der inflation sei 
nicht realistisch, sagte keegan. sie ste-
he bereit für verhandlungen mit den 
gewerkschaftschefs, schrieb sie in ei -
nem brief an die lehrer.

die labour-vizevorsitzende angela 
rayner beschuldigte indes die regie-
rung, den konflikt bewusst mit ge -
schürt zu haben. die proteste des 
gewerkschaftsbundes richten sich 
auch gegen das geplante neue streikge-
setz. es soll in kritischen bereichen wie 
krankenhäusern, rettungsdiensten 
und anderen öffentlichen diensten 
auch bei streiks einen mindestservice 
vorschreiben. tuc-generalsekretär 
nowak bezeichnete dies als angriff auf 
das streikrecht. der chef der lokfüh-
rergewerkschaft aslef, mick whelan, 
sagte sogar, das  mindestdienstgesetz 
werde die mitarbeiter im öffentlichen 
dienst zu „sklaven“ machen.

premierminister rishi sunak nutzte 
die fragerunde im parlament zum ge -
genschlag gegen die labour-partei, der 
er vorwarf, von der finanzierung durch 
radikale gewerkschaftsanführer ab -
hängig zu sein. 

Großstreiks in Schulen
britische gewerkschaften verstärken den druck

D ie preise für den bau von 
wohngebäuden kennen der-
zeit nur eine richtung: steil 
nach oben. um 16,4 prozent  

ging es 2022 nach oben, meldete das 
statistische bundesamt am mittwoch. 
es handele sich um die höchste gemes-
sene veränderung gegenüber einem 
vorjahr seit beginn der erhebung im 
Jahr 1958. stabstahl war demnach im 
schnitt 40,4 prozent teurer, die preise 
für betonstahlmatten stiegen um 38,1 
prozent. flachglas für fenster, glastü-
ren und glaswände verteuerte sich 
sogar um 49,3 prozent.

das teure baumaterial und die gestie-
genen zinsen für immobilienkredite  
führen dazu, dass viele wohnungsunter-
nehmen derzeit den neubau zurückfah-
ren. laut einer umfrage des verbands 
der wohnungswirtschaft gdw wird jede 
dritte ursprünglich für dieses Jahr 
geplante neubauwohnung  nicht mehr 
gebaut. marktführer vonovia will in die-
sem Jahr sogar gar keine projekte begin-
nen.  für  objekte, die früher für zwölf 
euro  kaltmiete je Quadratmeter ange-
boten worden seien, müsse man  jetzt 
beinahe 20 euro aufrufen, heißt es aus 
dem unternehmen. dies können aber 
nur wenige menschen bezahlen. 

dass die mieten und kaufpreise für 
neubauten schwindelerregende höhen 
erreicht haben, bleibt auch der politik 
nicht verborgen. die sieht dafür vor allem 
die unternehmen selbst in der verant-
wortung. „bauunternehmen sollten sich 
darauf einstellen, jetzt mehr wohnungen 
zu planen, die nicht darauf ausgerichtet 
sind, beispielsweise für 18 euro den 
Quadratmeter vermietet oder für mehr als 
10 000 euro pro Quadratmeter verkauft 
zu werden“, ließ bundeskanzler olaf 
scholz (spd) kürzlich im gespräch mit 
dem berliner „tagesspiegel“ wissen.  die 
unternehmen müssten für die mehrheit 
der bürger bauen.  „da ist in deutschland 
über Jahrzehnte etwas schiefgelaufen.“

aber geht das überhaupt noch, für 
weniger als 18 euro kaltmiete je Quad-
ratmeter zu bauen? der verband der bau-
industrie hat nachgerechnet und kommt 
zu dem schluss: nein. im städtischen 
geschosswohnungsbau schlage schon der 
grundstückspreis mit durchschnittlich 

600 euro je Quadratmeter mietfläche zu 
buche. hinzu kommen 150 euro für die 
erschließung, 300 euro für planungs- und  
genehmigungsverfahren, 3000 euro bau-
kosten sowie 225 euro finanzierungskos-
ten nur für die bauzeit, heißt es in einer 
aufstellung, die der f.a.z. vorliegt. die 
durchschnittskosten summieren sich auf 
4275 euro  je Quadratmeter mietfläche. 

bei einer angestrebten rendite von 4 
prozent ergibt sich nach angaben des 
verbandes eine kaltmiete von 14,25 euro 
je Quadratmeter.  viele kommunen 
geben heute allerdings bei bauvorhaben 
vor, dass ein bestimmter anteil der woh-
nungen günstig vermietet werden muss, 
in der regel zu 6,50 euro je Quadratme-
ter.  bei 30 prozent wohnungen zu diesem 
preis müssen laut bauindustrie die übri-
gen wohnungen für  17,57 euro vermietet 
werden, bei einem anteil von 40 prozent 
sogar für 19,41 euro.

„dass neubauwohnungen heute 18 
euro kaltmiete je Quadratmeter kosten, 

liegt nicht an uns, sondern an den gestie-
genen kosten und den politischen rah-
menbedingungen“, sagt marcus becker, 
vizepräsident des bauindustrieverbands 
ost  und geschäftsführer des bauunter-
nehmens kondor wessels. „wenn der 
kanzler sinngemäß sagt, die bauindust-
rie solle sich doch mal am riemen reißen, 
wundert mich das schon sehr.“ in seiner 
kalkulation seien kosten für das pflan-
zen von bäumen an anderer stelle, die 
umsiedlung von tierarten und kosten 
für die schaffung von infrastruktur noch 
nicht einmal eingerechnet. „für einen 
schulplatz werden schnell mal 50 000 
euro pro wohnung fällig. so verhindert 
man auch günstiges bauen.“

angesichts der steigenden preise und 
der sinkenden neubauzahlen wird der 
ton zwischen politik und wohnungswirt-
schaft zunehmend rauer.  die aufforde-
rung von bauministerin klara geywitz 
(spd), die branche solle ihre produktivi-
tät steigern, mehr mit vorgefertigten tei-
len und robotern bauen, dann könne 
auch mehr gebaut werden, wurde in der 
branche mit erstaunen aufgenommen. 
„das problem ist derzeit sicher nicht der 
fachkräftemangel“, sagt marcus becker. 
„die ersten betriebe machen mangels 
aufträgen schon kurzarbeit.“

geywitz’ parlamentarische staatssekre-
tärin  cansel kiziltepe (spd) forderte am 
mittwoch, vonovia solle seine  dividen-
denzahlungen an aktionäre einstellen und 
das geld für den neubau verwenden. 
auch der stellvertretende bundesvorsit-
zende der industriegewerkschaft bauen-
agrar-umwelt, harald schaum, will den 
neubaustopp nicht hinnehmen. „es wird 
höchste zeit, dass der bund bei vonovia 
einsteigt. er muss einen anteil von 25 pro-
zent plus eine aktie erwerben“, forderte 
er. geywitz will im märz pläne zur förde-
rung des gemeinnützigen wohnungsbaus 
vorlegen und dafür bei investoren werben.

Unter 18 Euro kalt geht nichts mehr
neubauten sind so teuer 
wie noch nie. die  politik 
wirft der bauindustrie 
überzogene preise vor. 
die kontert – und legt 
ihre kalkulation offen.
Von Julia Löhr, Berlin

gel. berlin. die bundesregierung 
hat die weichen für das 49-euro-ti-
cket im öffentlichen personennah-
verkehr (öpnv) gestellt. das kabi-
nett beschloss am mittwoch den 
gesetzentwurf für das  deutschland-
ticket. mit den ländern seien  noch 
letzte fragen zu klären, vor allem zur 
umstellung der verkehrsbetriebe auf 
das digitale ticket, sagte bundesver-
kehrsminister volker wissing (fdp). 
bis ende märz erwartet der minister 
den abschluss des gesetzgebungs-
verfahrens. außerdem prüft die 
europäische kommission noch die 
vereinbarkeit mit eu-beihilfevor-
schriften. wissing bezeichnete die 
dazu laufenden gespräche in brüs-
sel als „konstruktiv“. er sehe keine 
hürden, die nicht zu überwinden 
wären. der bund unterstützt das 
deutschlandticket, das in die zustän-
digkeit der länder fällt, von diesem 
Jahr an mit jährlich 1,5 milliarden 
euro. die länder haben zugesagt, 
sich in gleicher höhe zu beteiligen. 
das ticket soll zu einem einfüh-
rungspreis von 49 euro pro monat 
im monatlich kündbaren abonne-
ment angeboten werden. der ver-
kaufsbeginn ist für april  geplant. 
vom 1. mai an sollen die bürger das 
ticket dann nutzen können. aller-
dings haben bis zu 40 prozent der 
verkehrsunternehmen nach wiss-
ings angaben noch keine möglich-
keit digitaler kontrolle. bis ende des 
Jahres soll deswegen eine zwischen-
lösung zur überprüfung gelten. 

49-Euro-Ticket
passiert Kabinett Stromversorgung ist sicher

die mittelfristige stromversorgung 
in deutschland ist einem regie-
rungsbericht zufolge  gesichert. 
danach wird auch bei einem aus für 
kohlekraftwerke bis 2030 ausrei-
chend elektrizität zur verfügung 
stehen, heißt es in der am mittwoch 
vom kabinett gebilligten analyse. 
diese untersucht die Jahre 2025 bis 
2031. trotz des steigenden strom-
verbrauchs durch wärmepumpen, 
e-autos oder für die wasserstoff-
produktion  sei die versorgungssi-
cherheit gewährleistet. die fdp in 
der ampelkoalition schätzte den 
bericht als zu optimistisch ein. sie 
setzte vor dem kabinettsbeschluss 
durch, dass in den jährlichen 
bedarfsanalysen ein besonderes 
augenmerk auf worst-case-szena-
rien gelegt wird. reuters

 Butter wird preiswerter
seit langem scheinen die lebens-
mittelpreise in deutschland nur noch 
eine richtung zu kennen: aufwärts. 
doch gibt es nun ein bisschen hoff-
nung, denn die butterpreise sinken. 
die discounter aldi und norma 
senkten die preise für die 250-
gramm-packung markenbutter  deut-
lich: von 1,99 auf 1,59 euro. und 
auch die supermarktketten edeka 
und rewe sowie die discounter lidl, 
netto und penny kündigten  an, den 
schritt zeitnah nachzuvollziehen. 
auch butter von markenherstellern 
wurde vielfach günstiger. dpa

kurze meldungen

 fesc. frankfurt. als christian 
lindner den großen vorlesungssaal der 
frankfurt school of finance and 
management betritt, zieht er die gesam-
te aufmerksamkeit auf sich. etwa 100 
studenten der privaten hochschule sind 
gekommen, um mit ihm über altersvor-
sorge und aktien zu diskutieren. es ist 
ein heimspiel für den fdp-vorsitzen-
den an dem letzten grauen  Januartag. 

während lindner die treppen 
hinunterläuft, spielen seine mitarbei-
ter schon einen werbespot des bun-
desfinanzministeriums ab. er nickt 
zum takt der musik, der bass vibriert. 
„es ist toll, endlich mal wieder an einer 
hochschule zu sein“, sagt der bundes-
finanzminister. süffisant sagt er, wie 
sehr er die „saalschlacht“ mit seinen 
lieblingsgegnern aus links stehenden 
hochschulgruppen vermisst habe. an 
diesem mittag muss er keine grund-
satzdebatten fürchten. denn: „sie wer-
den alle mal den spitzensteuersatz 
zahlen“, zeigt er in das publikum und 
lächelt: „ich sehe sehr viele kunden.“

mit einem philosophischen kurz-
vortrag über die angebliche „staats-
gläubigkeit“ der deutschen redet sich 
lindner in rage. erst als moderatorin 
najima el moussaoui dazwischen-
funkt, kommt er auf sein eigentliches 
reformprojekt. hinter der von der 
fdp propagierten idee des „genera-
tionenkapitals“ verbirgt sich ein 
fonds, den eine öffentlich-rechtliche 
stiftung verwaltet. dieser soll vor 
allem mithilfe von staatlichen kredi-
ten nun nach und nach gefüllt werden 
und möglichst hohe renditen erzielen 

– mit dem ziel, die gesetzliche renten-
versicherung zu stabilisieren.

in 15 Jahren will lindner insgesamt 
150 milliarden euro in den fonds ste-
cken, erst nach dieser ansparphase sol-
len die erträge der rentenkasse zuflie-
ßen. dadurch seien nettorenditen von 
3 bis 4 prozent möglich, am ende stehe 
der fonds mit einem „signifikanten 
dreistelligen milliarden-euro-betrag“ 
da. olaf stotz, professor für asset 
management und pension economics, 
wendet ein: „das eingesetzte kapital 
ist viel zu niedrig, um die gesetzliche 
rentenversicherung nennenswert zu 
entlasten.“ es brauche mindestens 30 
milliarden pro Jahr.

grundlegende kritik an dem modell 
äußert kaum jemand. ein student stellt 
jedoch die frage, ob nicht alle 
erwerbstätigen, also auch selbständi-
ge, beamte und politiker, in die gesetz-
liche rentenversicherung einzahlen 
sollten. doch weil auch diese perso-
nengruppen von überalterung betrof-
fen seien, löse dieser vorschlag das 
problem nicht, sagt lindner. mehr qua-
lifizierte migration von jungen men-
schen sei die bessere option.

am ende, nach etwa 40 minuten, 
erhält er tosenden applaus. die stu-
denten stehen schlange, um ein selfie 
mit ihm zu schießen. der minister 
erfüllt mit wohlwollen ihren wunsch. 
doch wenn lindner die kapital-
marktskeptiker innerhalb der bevöl-
kerung wirklich überzeugen will, wer-
den veranstaltungen mit potentiellen 
spitzensteuersatzzahlern nicht aus-
reichen.

Lindner und die künftigen 
Spitzensteuersatzzahler

finanzminister diskutiert mit studenten über aktien


